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A. Von einem instabilen Zustand zu einer
verlässlichen Systematik

I. Der Zustand der vereinfachten Gewinnermittlung
Der eigentliche Anstoß für diese Arbeit, oder genauer gesagt für das ur-
sprüngliche Thema dieser Arbeit1, war eine angeregte Diskussion über die
Frage, wie der Tausch zweier Pkw bei einem Gebrauchtwarenhändler zu
behandeln ist, wenn dieser seinen Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG errechnet.
Für den Zeitpunkt einer möglichen Gewinnwirkung ließ sich keine einigen-
de, alle Beteiligten befriedigende Lösung finden. Zuletzt stellte sich bei den
Diskutierenden das Gefühl ein, dass die vereinfachte Gewinnermittlung
nicht hinreichend systematisch sei, um aus sich heraus ein Ergebnis für die-
se komplexe Situation anzubieten.

Der offene Ausgang verführte mich im Rahmen diverser Recherchen zu
unterschiedlichen Themen und Problemen immer wieder, beim Studium der
Literatur und Rechtsprechung auch zu diesem Problemkreis nachzulesen,
welche Lösungen - und vor allem mit welchen Begründungen - für einen
solchen Tausch bei § 4 Abs. 3 EStG angeboten werden. Das inhaltliche Er-
gebnis dieser Abschweifungen war enttäuschend, ließ es sich im Wesentli-
chen doch dahingehend zusammenfassen, dass die vereinfachte Gewinner-
mittlung nicht in der Lage sei, selbständig zu bestehen und deshalb in vielen
Bereichen korrigiert werden müsse.

Dabei scheint der Gesetzeswortlautortlaut diese Methode so einfach zu ma-
chen: § 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ermöglicht es den
Gewinn durch bloßes Gegenüberstellung von Betriebseinnahmen und Be-
triebsausgaben zu ermitteln; es gilt das leicht nachvollziehbare Zu- und Ab-
flussprinzip des § 11 EStG2, weshalb manche Autoren die Methode mit der
vertraut klingenden Vokabel „Kassenrechnung“3 schmücken. Andere hinge-
gen führen an, § 4 Abs. 3 EStG regele keine reine Geldrechnung4, da auch
Vermögenszu- und -abgänge, die nicht in Geld bestehen, im Rahmen des
§ 4 Abs. 3 EStG berücksichtigt werden müssten.

Betrachtet man nun die Systematik der vereinfachten Gewinnermittlung im
Allgemeinen und das Verhältnis zwischen der Beachtung von Geldströmen
und dem Zu- und Abgang anderer Vermögenswerte im Besonderen, fällt
auf, dass die Einnahmen-Überschussrechnung nicht durch eine Gleichwer-
tigkeit aller Vermögenswerte geprägt wird, sondern durch ein besonderes
Spannungsverhältnis, das aus der Vorrangigkeit von Geldflüssen gegenüber
anderen Vermögensbewegungen entsteht. Dieses Spannungsverhältnis ist
noch nicht abschließend geklärt. Darin mag eine der Ursachen dafür liegen,

1 Zunächst sollte die Arbeit (nur) „Der Tausch bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3
EStG“ heißen.

2 Nur für die Gewinnermittlung nach den §§ 4 Abs. 5 Abs. 1 EStG enthält § 11 Abs. 1
Satz 4, Abs. 2 Satz 3 EStG eine Ausnahme vom Zuflussprinzip.

3
Lang in Tipke/Lang Steuerrecht17 § 9 Rn 193.

4
Crezelius in Kirchhof Einkommensteuergesetz KompaktKommentar4 § 4 Rn. 108.
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dass die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG nicht als in sich selbst
ruhend betrachtet wird, sondern im Verhältnis zum Betriebsvermögensver-
gleich über das Prinzip der Totalgewinngleichheit5 Korrekturen erfahren
muss6. So wird aus einer vereinfachten eine besonders erschwerte Gewin-
nermittlungsmethode.

II. Die Instabilität der Methode und deren Ausmaß
Eine Gewinnermittlung, die nur über systemwidrige Ausnahmen7 zu einem
steuerlich richtigen Ergebnis führen kann, ist instabil. Sie beschreibt weder
aus sich heraus das gewollte Ergebnis, noch, unter welchen Voraussetzun-
gen andere Grundsätze als die von ihr vorgegebenen maßgeblich sein sollen.
In Zweifels- und Grenzfällen besteht keine ihr innewohnende Systematik,
die für eine Auslegung herangezogen werden könnte. Eine Gewinnermitt-
lung, die nur über die Anlehnung an eine andere Gewinnermittlungsmetho-
de - den Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG - durch den
Grundsatz der „Gesamtgewinngleichheit“8 akzeptable Ergebnisse leistet,
bricht in sich zusammen, wenn die stabile Gewinnermittlungsmethode, an
die sie „angelehnt“ wird, hinweg gedacht wird.

Das Ausmaß der Instabilität der Einnahmen-Überschussrechnung zeigt sich
insbesondere in den Fällen, in denen der Gewinn verändert wird, ohne dass
ein Zahlungsmittel hingegeben oder vereinnahmt wird. Auf der Einnahme-
seite werden solche Vermögenswerte mit Rückgriff auf die Definition der
Einnahmen in § 8 Abs. 1 EStG als „geldwerte Vorteile“ bezeichnet.9 Für die
Wirkung der geldwerten Vorteile sind die Tatbestandsvoraussetzungen der
Betriebseinnahme entscheidend, insbesondere die Frage, welche Bedeutung
der Zugang eines Zahlungsmittels hat. Auf Grundlage eines klaren Tatbe-
stands für den Grundfall der Betriebseinnahme muss sich zeigen, ob der
Zugang eines anderen Vermögenswertes im Rahmen der Einnahmen-
Überschussrechnung nicht doch wie ein Zahlungseingang behandelt werden
kann. Das Ziel dieser Untersuchung ist dann erreicht, wenn sich aus dem
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